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Statement vom 22.09.2016 

  CETA: Wir brauchen fairen statt freien Handel! 

Persºnliche Erklªrung gem. Ä 31 GOBT zu den namentlichen Abstimmungen vom 
22. September zu CETA 

Ich setze mich seit 2002 als Berichter-
statter meiner Fraktion im Entwicklungs-
ausschuss f¿r weltweit faire und gerech-
te Handelsbedingungen ein. Ich bin da-
von ¿berzeugt, dass nur ein fairer statt 
freier Handel Hunger und Armut und da-
mit auch Fluchtursachen ¿berwinden 
kann. Fairer statt freier Handel bedeutet, 
dass Handel nicht frei von menschen-
rechtlichen, ºkologischen und sozialen 
Kriterien sein darf, sondern nur Waren 
gehandelt werden, bei deren Produktion 
faire Bedingungen f¿r Mensch und Um-
welt gegeben sind. Denn nur so kann 
verhindert werden, dass Unternehmen 
und Konzerne sich ihre Standorte welt-
weit danach aussuchen, wo sie Mensch 
und Umwelt am meisten ausbeuten kºn-
nen. Je fairer die Wettbewerbsbedingun-
gen weltweit sind, desto besser ist dies 
nicht zuletzt auch f¿r deutsche Arbeits 
plªtze und hiesige Lºhne. 
 
Entscheidend ist es deshalb in allen 
Handelsvertrªgen der Europªischen 
Union verbindliche menschenrechtliche, 
ºkologische und soziale Kriterien wie die 
acht ILO-Kernarbeitsnormen mit konkre-
ten Beschwerde-, ¦berpr¿fungs- und 
Sanktionsmechanismen zu vereinba-
ren.  
Das ist im Grundsatz so im Koalitions-

vertrag festgelegt und explizite Be-
schlusslage der SPD-Bundestags-
fraktion. Von daher messe ich den Han-
delsvertrag mit Kanada (CETA) beson-
ders an diesen Kriterien. Auf andere As-
pekte vom Verbraucherschutz, Vorsor-
geprinzip bis zur ºffentlichen Daseins-
vorsorge, die mir ebenfalls wichtig sind, 
gehe ich in der Begr¿ndung f¿r mein Ab-
stimmungsverhalten hier nicht ein. Ich 
verweise hierzu auf die inhaltlichen For-
derungen des SPD-Parteikonvents-
beschlusses vom 19. September. Ich 
teile ausdr¿cklich die dort formulierten 
Anforderungen, die noch in CETA ver-
bessert werden m¿ssen. Andernfalls 
kºnnte ich im Ratifikationsprozess spª-
ter im Bundestag nicht zustimmen, son-
dern ich w¿rde CETA definitiv ablehnen. 
In der heutigen Abstimmung geht es f¿r 
den Deutschen Bundestag aber nicht 
darum, f¿r oder gegen CETA abzustim-
men, weil sich diese Entscheidung erst 
bei der Ratifizierung f¿r uns stellt.   
 
Heute geht es in den Antrªgen von 
SPD/CDU/CSU, Gr¿nen und Linken um 
eine Stellungnahme des Deutschen 
Bundestages nach Artikel 23 GG. Hier 
kºnnen wir der Bundesregierung unsere 
Empfehlungen mit auf den Weg geben  
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f¿r ihr Handeln auf EU-Ebene. Konkret 
geht es heute darum, welche Empfeh-
lung der Bundestag der Bundesregie-
rung hinsichtlich der Frage gibt, ob und 
unter welchen Bedingungen die Bundes-
regierung im Europªischen Rat CETA in 
der jetzigen Form unterzeichnen soll. 
Erst nach Unterzeichnung im Europªi-
schen Rat und nach positiver Beschluss-
fassung durch das Europªische Parla-
ment (EP) kªme CETA zur Ratifizierung 
in den Deutschen Bundestag. Dann hªt-
te der Bundestag das letzte Wort, ob er 
den dann endg¿ltig vorliegenden Ver-
tragstext ratifiziert oder nicht. Falls der 
Deutsche Bundestag dann nicht ratifi-
ziert, w¿rde der gesamte Vertrag dann 
wieder auÇer Kraft gesetzt werden. Al-
lerdings w¿rde CETA so lange groÇteils 
(z.B. zollfreier Warenhandel) vorlªufig in 
Kraft bleiben, bis es eine Mehrheit im 
Bundestag (oder einem anderen EU- 
Mitgliedsstaat) f¿r eine Nicht-Ratifi-
zierung gibt.  
 
Gemessen an den oben genannten Kri-
terien, inwieweit CETA ºkologische und 
soziale Kriterien wie die ILO-
Kernarbeitsnormen verbindlich ber¿ck-
sichtigt, ist der vorliegende Vertragstext 
f¿r mich und auch laut Parteikonvents-
beschluss f¿r meine Partei nicht zustim-
mungsfªhig. Zwar ist es erfreulich, dass 
Kanada auf unseren Druck hin nun auch 
die letzten beiden fehlenden ILO-
Kernarbeitsnormen ratifiziert hat bzw. 
die letzte noch ausstehende Norm ratifi-
zieren will. Allerdings haben insbeson-
dere die meisten Entwicklungs- und 
Schwellenlªnder auch alle acht ILO-
Kernarbeitsnormen ratifiziert. Das Prob-
lem liegt dort nicht in der formalen Ratifi-
zierung, sondern in der fehlenden oder 
mangelhaften Umsetzung. Deshalb ist 
es so entscheidend, konkrete Beschwer-
de-, ¦berpr¿fung- und Sanktionsmecha-
nismen bei Nicht-Einhaltung von Umwelt
- und Arbeitnehmerschutzbestimmungen 
zu verankern. Und wenn CETA als 
"Goldstandard" und Vorbild nachtrªglich 
bisherige Abkommen und k¿nftige Ab-
kommen verbessern soll, dann muss 
hierauf im Blick auf die laufenden Ver-

handlungen bzw. Ratifizierungsprozess-
se mit beispielsweise Vietnam, Indien 
und den afrikanischen Staaten im Rah-
men der Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen besonders geachtet werden. 
Denn nur so kºnnen in diesen Lªndern 
Kinderarbeit unterbunden und umwelt-
gerechte und menschenw¿rdige Arbeits- 
und Produktionsbedingungen durchge-
setzt werden.  
 
Diesen Mangel am vorliegenden Ver-
tragstext zu CETA hat auch der SPD-
Parteikonventsbeschluss erkannt und 
fordert deshalb ebenso wie die gemein-
same Stellungnahme der Regierungs-
fraktionen nach Artikel 23 Nachbesse-
rungen. Die Formulierungen im SPD-
Parteikonventsbeschluss, in dem konk-
ret die Ergªnzung des CETA-Vertrages 
um Sanktionsmºglichkeiten im Nachhal-
tigkeitskapitel gefordert wird, sind hierzu 
ausdr¿cklich zu begr¿Çen. Die Formulie-
rung im gemeinsamen Antrag der Regie-
rungsfraktionen sind hierzu leider auf-
grund des Widerstandes der Union et-
was abgeschwªcht und interpretations-
bed¿rftig.   
 
Anstelle der im Parteikonventsbeschluss 
genannten konkreten Forderung nach 
einem Sanktionsmechanismus heiÇt es 
nun lediglich, dass "das Verfahren zur 
Durchsetzung von Arbeits-Sozial- und 
Umweltstandards wirkungsvoll sein 
muss." Das ist problematisch, da die EU
-Kommission in den bisherigen Handels-
vertrªgen einschl. CETA das dort jeweils 
vereinbarte "Dialogverfahren" zur Kon-
fliktlºsung bereits als "wirkungsvoll" an-
sieht. Ich mºchte f¿r mich und die SPD-
Fraktion klar stellen, dass "wirkungsvoll" 
f¿r uns die Ergªnzung durch Sanktions-
mºglichkeiten bedeutet.  
 
In diesem Sinne kann ich die inhaltlichen 
Anforderungen, die in dem gemeinsa-
men Antrag der Regierungsfraktionen 
analog zum Parteikonventsbeschluss als 
Voraussetzung f¿r eine spªtere Zustim-
mung im Ratifizierungsverfahren durch 
den Deutschen Bundestag genannt wer-
den, nur voll unterst¿tzen.  
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Unserem Antrag kann ich allerdings aus 
einem anderem Grund nicht zustimmen: 
Ich halte das Verfahren (das so leider 
auch im Parteikonventsbeschluss steht) 
zunªchst im Rat der Bundesregierung 
Zustimmung zur Unterzeichnung des 
CETA-Vertragstextes zu empfehlen und 
erst danach Verbesserungen bis zur 
Ratifikation durch den Bundestag errei-
chen zu wollen, f¿r nicht ausreichend 
erfolgsversprechend.  
 
Zum einen ist es sehr fraglich, dass sich 
im Europªischen Parlament Mehrheiten 
f¿r alle von uns als notwendig erachte-
ten Verbesserungen finden werden. 
Wobei das Europªische Parlament die-
se Verbesserungen sowieso nicht direkt 
beschlieÇen kºnnte, sondern nur ¿ber 
die Drohung der Nicht-Ratifizierung 
durch das EP die Verhandlungspartner 
zu Nachbesserungen zwingen kºnnte. 
Wenn das EP die von uns geforderten 
Verbesserungen nicht durchsetzt und 
den Vertrag ratifiziert, kºnnten wir zwar 
wie oben ausgef¿hrt als Deutscher Bun-
destag sofort anschlieÇend ebenfalls 
durch die Drohung der Nicht-
Ratifizierung versuchen, Nachverhand-
lungen zu erzwingen oder den Vertrag 
eben insgesamt wieder auÇer Kraft set-
zen. Allerdings wªre auch hierf¿r eine 
Mehrheit im Deutschen Bundestag er-
forderlich. Diese wird sowohl f¿r die Ra-
tifizierung als auch f¿r die Nicht-
Ratifizierung benºtigt. Wenn f¿r beide 
Fªlle keine Mehrheit zustande kªme, 
bliebe CETA nach Ratifizierung durch 
das EP auf unbestimmte Zeit in groÇen 
Teilen vorlªufig in Kraft bis entweder 
alle Mitgliedsstaaten ratifizieren oder 
ein Mitgliedsstaat ausdr¿cklich nicht ra-
tifiziert. Es kºnnte also passieren, dass 
die Wirtschaft viele Jahre lang bereits 
mit Beginn der vorlªufigen Anwendung 
vom Gewinn des zollfreien Handels pro-
fitieren w¿rde, aber die im Gegenzug 
von uns geforderten Verbesserungen 
und Garantien beim Schutz von Arbeit-
nehmerrechten und Umweltschutz ver-
traglich nicht abgesichert wªren. Und 
ob es dann nach vielen Jahren realis-
tisch durchsetzbar und unseren europª-

ischen und kanadischen Partnern zu 
vermitteln wªre, den Vertrag insgesamt 
wieder komplett auÇer Kraft zu setzen, 
halte ich f¿r ªuÇerst fraglich. Deshalb 
wªre es sinnvoller, jetzt der Bundesre-
gierung zu empfehlen so lange im Rat 
den Vertragstext nicht zu unterzeichnen 
bis die von uns richtigerweise genann-
ten inhaltlichen Verbesserungen  erfolgt 
sind.  
 
Da ich im Antrag der Regierungsfraktio-
nen das vorgeschlagene Verfahren 
nicht mittragen kann, werde ich dem 
Antrag nicht zustimmen. Ich werde ihn 
aber auch nicht ablehnen, weil ich die 
inhaltlichen Punkte, die als Nachbesse-
rungen gefordert werden und zu deren 
Durchsetzung und Klarstellung die Bun-
desregierung auf europªischer Ebene in 
dem Antrag aufgefordert wird, analog 
des Parteikonventsbeschlusses aus-
dr¿cklich unterst¿tze. Deshalb werde 
ich mich im Ergebnis bei diesem Antrag 
enthalten.  
 
 Ich werde mich auch bei den Antrªgen 
von Linken und Gr¿nen enthalten, aber 
mit fast genau umgekehrter Begr¿n-
dung. 
Den Antrªgen von Linken und Gr¿nen 
stimme ich aus den genannten Erwª-
gungen zum weiteren Verfahren in ih-
rem Forderungsteil insoweit hinsichtlich 
der Empfehlung zu, CETA jetzt noch 
nicht im Ministerrat zu unterzeichnen. 
Allerdings kann ich den inhaltlichen Be-
gr¿ndungen bei beiden Antrªgen aus 
unterschiedlichen Gr¿nden nicht zu-
stimmen. So werden in der Stellungnah-
me der Gr¿nen zu CETA die ILO-
Kernarbeitsnormen und entsprechende 
Durchsetzungs- und Sanktionsmºglich-
keiten gar nicht erwªhnt und bei den 
Linken finden sich einfach etliche fal-
sche Behauptungen im Begr¿ndungsteil 
ihrer Stellungnahme.  
 
Unter dem Strich ergibt sich deshalb f¿r 
mich eine Enthaltung bei allen Antrª-
gen.  
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Den Deutschen gehe es laut einer Umfra-
ge gut, aber die  ngste seien grºÇer 
denn je, formulierte es Neubergs SPD-
Vorsitzender Thomas Mutschler. Die 
ĂGeneration Zwiespaltñ wendet sich von 
den Volksparteien ab, die AfD ist Profiteu-
rin von Frust- und Protestpotenzial. ĂQuo 
vadis SPDñ lautete deshalb der Titel einer 
Diskussionsveranstaltung, zu der die SPD 
Neuberg in die Gaststªtte Antica Roma in 
Ravolzhausen eingeladen hatte. Wohin 
der Weg der Genossen f¿hren muss, er-
klªrte Bundestagsabgeordneter Dr. Sa-
scha Raabe. 
ĂWir haben in dieser Legislaturperiode viel 
f¿r Geringverdiener getan. Das war rich-
tig. Jetzt m¿ssen wir aber auch Angebote 
f¿r die breite Mittelschicht machen. Sozia-
le Gerechtigkeit ist eine Frage, die alle 
betrifft. Beispielsweise kºnnen sich auch 
immer mehr Familien mit mittlerem Ein-
kommen keine Wohnungen in guten La-
gen mehr leisten,ñ, erklªrte Raabe. Des-
halb m¿sste die SPD unter anderem das 
Thema "Wohnungsbau f¿r alle" k¿nftig 
noch stªrker in den Mittelpunkt stellen. 
Die jetzigen Steuermehreinnahmen soll-
ten nicht f¿r Steuergeschenke f¿r Gutver-
diener verpulvert werden. "Vielmehr soll-
ten wir die Spielrªume jetzt nutzen und 

den Kommunen unter die Arme greifen, 
Polizisten einstellen und besser ausr¿s-
ten, unser Gesundheits- und Pflegeperso-
nal besser ausstatten, in Bildung und be-
zahlbaren Wohnraum f¿r alle investieren, 
unsere Verkehrsinfrastruktur verbessern, 
und f¿r ausreichend Sprachkurse und 
Qualifikationsmºglichkeiten f¿r Fl¿chtlinge 
sorgen. Das sind Investitionen in den so-
zialen Zusammenhalt unseres Landes, 
die gerecht sind. Denn wer reich ist, kann 
sich Sicherheit und eine gute Gesund-
heitsversorgung kaufen. Otto-
Normalverdiener kann das nicht. F¿r ihn 
muss der Staat diese Leistungen garan-
tieren. Kann der seiner Verantwortung 
nicht gerecht werden, steigt die Unzufrie-
denheit. Und Unzufriedenheit ist der 
Nªhrboden f¿r Populisten und Radikale - 
seien es Rechtsextreme oder Islamisten." 
Von den der GroÇen Koalition von der 
SPD durchgesetzten Verbesserungen wie 
Mindestlohn und Rente mit 67, w¿rde die 
SPD in Umfragen nicht genug profitieren. 
ĂIch bin keiner, der zufrieden ist, wenn die 
SPD auf 25 Prozent klettert. F¿r eine 
Volkspartei wie die SPD muss der An-
spruch 30 Prozent plus X seinñ, erklªrte 
Raabe. 

Pressemitteilung vom 21.09.2016 

ĂInvestitionen in den sozialen Zusammenhaltñ 
ĂQuo vadis SPDñ: Bundestagsabgeordneter Dr. Sascha Raabe diskutiert in 
Neuberg 
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Politik-Sightseeing in der Hauptstadt 
Zu Besuch bei Sascha Raabe in Berlin 

 

Pressemitteilung vom 21.09.2016 

Bei bestem Sommerwetter haben sich 
auf Einladung des SPD-
Bundestagsabgeordneten Dr. Sascha 
Raabe rund 50 politisch Interessierte 
aus Hanau und dem Main-Kinzig-Kreis 
aufgemacht, um das politische Berlin zu 
erkunden. Sightseeing mal anders ï 
ausgerichtet an politischen Schwer-
punkten. Hºhepunkt der viertªgigen Bil-
dungsfahrt war der Besuch im Bundes-
tag, wo Sascha Raabe seine Gªste 
empfing und ¿ber seine Arbeit berichte-
te.  
Der Abgeordnete beantwortete zahlrei-
che Fragen zum Thema Fl¿chtlinge und 
Fluchtursachen sowie zur Situation der 
Kommunen im Kreis. Raabe nutzte die 
Gelegenheit, um sich f¿r den Einsatz 
der vielen ehrenamtlichen Fl¿chtlings-
helfer zu bedanken, ohne die man Ădie 
Lage im vergangenen Herbst niemals 
so gut gemeistert hªtte.ñ Gleichzeitig 

betonte er: ĂDer Bund muss seine An-
strengungen bei der Integration, insbe-
sondere bei Sprachkursen und Qualifi-
zierung, noch verstªrken und den Kom-
munen mehr unter die Arme greifen. 
Das ist eine Aufgabe, die wir nur alle 
zusammen bewªltigen kºnnen.ñ Solida-
ritªt mit den Fl¿chtlingen setze aber 
auch voraus, dass sich in Deutschland 
niemand abgehªngt f¿hlen d¿rfe. Raa-
be: ĂWir m¿ssen daf¿r sorgen, dass 
Wohnen f¿r alle bezahlbar bleibt, die 
Menschen ein gutes Auskommen ein-
schlieÇlich gerechter Renten haben, 
und wir ausreichend fair bezahltes Per-
sonal in Schulen, Kindertagesstªtten, 
Krankenhªusern und Pflegeeinrichtun-
gen und bei der Polizei haben. Daf¿r 
sollten die jetzigen Steuermehreinnah-
men verwendet werden und nicht f¿r 
Steuergeschenke f¿r Gutverdiener.ñ 

Bilder aus dem Wahlkreis 

Beim Jahrestreffen der Stiftung Kin-
derzukunft in Langenselbold wurde in 
eindrucksvollen Filmen gezeigt, wie 
sehr sich die Kinder in Guatemala, Ru-
mªnien und Bosnien und Herzegowina 
¿ber die Lebenschancen freuen, die 
sie durch viele Paten aus dem Main-
Kinzig-Kreis und ganz Deutschland in 
den hervorragend gef¿hrten Kinder-
dºrfern bekommen. Zu Recht wurde 
Albert Schweitzers Zitat in einer Rede 
angef¿hrt: "Das Gl¿ck ist das einzige, 
das sich verdoppelt, wenn man es 
teilt.ñ  


